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Stabsstelle Rechnungsprüfung
A. Prüfungsauftrag
Die Stadt Naumburg (Saale) hat zum 01.01.2011 die kommunale Haushaltsführung entsprechend dem „Gesetz zur Einführung des Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen für die Kommunen des Landes Sachsen-Anhalt vom 22.03.2006 auf die doppelte Buchführung umgestellt.
Die Haushaltsführung und der Jahresabschluss 2011 erfolgten nach den in 2011 gültigen gesetzlichen Regelungen der GO LSA und der GemHVO Doppik.

Seit 01.07.2014 gilt das Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt. Der gesetzliche Prüfauftrag ergibt sich somit aus § 136 i. V. m. § 140 Abs. 1 Nr. 1 KVG LSA. Bei der Prüfung wird auf die 2011 geltenden Gesetze abgestellt.
Der Jahresabschluss der Stadt Naumburg (Saale) 2011 wurde der Stabsstelle  Rechnungs-prüfung am 02.06.2015 vorgelegt.

Im § 108 Abs. 1 GO LSA ist dazu Folgendes geregelt: „Die Gemeinde hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen. Er ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen und muss klar und übersichtlich sein. Im  Jahres-abschluss sind, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, sämtliche Vermö-gensgegenstände, Verbindlichkeiten, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde darzustellen.“
Nach § 108 a ist der Jahresabschluss innerhalb von 4 Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufzustellen. Diese Vorschrift konnte nicht eingehalten werden, da es sich um den ersten doppischen Abschluss handelt und die Eröffnungsbilanz sowie deren Prüfung erst im April 2014 fertiggestellt wurden.
Der Oberbürgermeister hat im Juni 2015 die Vollständigkeit und Richtigkeit  des Jahresabschlusses zum 31.12.2011 festgestellt.

B. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Der Inhalt der Prüfung des Jahresabschlusses bestimmt sich nach § 130 GO LSA. Danach ist der Jahresabschluss mit allen Unterlagen daraufhin zu prüfen, ob
· bei den Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei der Verwaltung des Vermögens und der Verbindlichkeiten nach dem Gesetz und den bestehenden Vorschriften verfahren worden ist,

· die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch in vorschriftsmäßiger Weise begründet und belegt sind,

· der Haushaltsplan eingehalten worden ist,

· die Anlagen zum Jahresabschluss vollständig und richtig sind,
· er ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage der Gemeinde darstellt.
Der Jahresabschluss besteht gemäß § 108 Abs. 2 GO LSA aus einer Ergebnisrechnung, einer Finanzrechnung, einer Vermögensrechnung (Bilanz) sowie einem Anhang und ist nach § 108 Abs. 3 GO LSA durch einen Rechenschaftsbericht, der als Anlage beizufügen ist, zu erläutern.

Dem Jahresabschluss sind gemäß § 108 Abs. 4 GO LSA als weitere Anlagen beizufügen:

· Übersichten über das Anlagevermögen, die Forderungen und die Verbindlichkeiten sowie
· eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 99 Abs. 3. GO LSA.
Die Aufgabe der Stabstelle Rechnungsprüfung war es, die Unterlagen unter Einbeziehung der Buchführung dahingehend zu prüfen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und die sie ergänzenden Bestimmungen der Doppik beachtet worden sind. Dies erfolgte weitestgehend stichprobenartig. Der Rechenschaftsbericht wurde zusätzlich dahingehend geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss im Einklang steht und insgesamt eine zutreffende Darstellung von der Lage der Stadt Naumburg (Saale) vermittelt.
Mit der Prüfung wurde Ende Juli 2015 begonnen. Sie erfolgte mit zeitweiligen Unterbrechungen, da zwischenzeitlich die Überprüfung des Anlagevermögens 2012 erfolgten musste, damit am Jahresabschluss 2012 weitergearbeitet werden konnte. Langzeit-erkrankungen und Umsetzungen führten zu weiteren Verzögerungen. Im Wesentlichen wurde die Prüfung im Zeitraum Februar 2016 bis Juli 2016 durchgeführt.
C. Rechtgrundlagen
Mit dem „Gesetz zur Einführung des Neuen Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens für die Kommunen des Landes Sachsen-Anhalt“ vom 22. März 2006 wurde die gesetzliche Grundlage für die Umstellung der Haushaltsführung von der Kameralistik auf die Doppik geschaffen.
Die Gemeindeordnung (GO LSA vom 10.08.2009), die Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO Doppik vom 22.12.2010) und die Gemeindekassenverordnung (GemKVO Doppik vom 30.03.2006) LSA wurden entsprechend den Erfordernissen des NKHR neu erlassen.
Des Weiteren waren folgende Vorschriften anzuwenden:
· Empfehlungen zur Überleitung vom kameralen Haushaltswesen in das NKHR (Bek. des MI vom 08.11.2006
· NKHR – verbindliche Muster (RdErl. des MI vom 01.07.2011)

· Kontenrahmenplan Sachsen-Anhalt

· Zuordnungsvorschriften zum Kontenrahmenplan

· Inventurrichtlinie des Landes Sachsen-Anhalt vom 09.04.2006

· Bewertungsrichtlinie des Landes Sachsen-Anhalt vom 09.04.2006

Für die Stadt Naumburg (Saale) wurden in Umsetzung der Erfordernisse des Gesetzes über das NKHR und der Umsetzung auf die Doppik folgende Dienstanweisungen erlassen:
· DA-3/2011 Kommunale Richtlinie für die Erfassung und Bewertung des Vermögens, der Forderungen und der Verbindlichkeiten in der Eröffnungsbilanz zum Stichtag 01.01.2011
· DA-6/2008 Inventarordnung

· DA-6/2011 Inventurrichtlinie
D. Stellungnahme zum Rechenschaftsbericht
Der nach § 108 Abs. 3 GO LSA dem Jahresabschluss beizufügende Rechenschaftsbericht lag zur Prüfung vor.
In diesem sind gemäß § 48 GemHVO Doppik der Verlauf der Hauswirtschaft und die Lage der Stadt Naumburg (Saale) so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird. Dabei sind die wichtigsten Ergebnisse des Jahresab-schlusses und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen zu erläutern und eine Bewertung der Abschlussrechnungen vorzunehmen. 

Der Rechenschaftsbericht soll auch die Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind und zu erwartende mögliche Risiken von besonderer Bedeutung darstellen.

In dem vorliegenden Rechenschaftsbericht sind alle genannten Eckdaten ausführlich dargestellt. Erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von Haushaltsansätzen wurden dargestellt.

Der Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2011 entspricht den gesetzlichen Vorschriften aus § 48 GemHVO Doppik und steht im Einklang mit dem Jahres-abschluss. Er vermittelt insgesamt eine zutreffende Darstellung der Lage der Stadt Naumburg (Saale). Die wesentlichen Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt.
E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung
I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

1. Inventur zum Stichtag 31.12.2011
Die Gemeinde hat entsprechend § 32 GemHVO Doppik für den Schluss eines jeden Haus-haltsjahres ihre sämtlichen Vermögensgegenstände, ihre Verbindlichkeiten einschließlich Rückstellungen und Rechnungsabgrenzungsposten genau zu verzeichnen und dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten anzugeben (Inventar).
Sie hat dazu eine Inventur entsprechend den Durchführungsbestimmungen für das Inventar-wesen der Kommunen in Sachsen-Anhalt (Inventurrichtlinie, RdErl. des MI vom 09.04.2006) durchzuführen. Diese Inventurrichtlinie LSA galt zum Zeitpunkt der Inventur zum Stichtag 31.12.2011. Des Weiteren kam die DA-6/2011 (Dienstanweisung für die Inventur des Vermögens und der Verbindlichkeiten der Stadt Naumburg (Saale) – Inventurrichtlinie) zur Anwendung.
Durch die Inventurleitung (zwei Mitarbeiter des Sachgebietes Finanzen) wurde festgelegt, dass eine nachverlegte Stichtagsinventur im Zeitraum vom 02.01.2012 bis 02.02.2012 durchgeführt wird. 

Entsprechend der Hausmitteilung des Oberbürgermeisters vom 10.11.2011 wurden zur Durchführung der Inventur 5 Inventurbereiche gebildet, die Fachbereiche I-IV sowie der Oberbürgermeisterbereich mit den Stabsstellen. Für jeden Inventurbereich wurde ein Aufnahmeleiter bestimmt, der für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Inventur in seinem Bereich verantwortlich war. Ihm oblag außerdem die Koordination und Überwachung der Inventur. Dafür war von jedem Aufnahmeleiter ein Inventurrahmenplan - mit Angaben zum Personalplan, Sachplan und Zeitplan - zu erstellen und bis zum 25.11.2011 der Inventurleitung vorzulegen.
Bei der stichtagsbezogenen Folgeinventur erfolgte mit Hilfe von Barcodescannern der Abgleich zwischen dem im Softwareprogramm Hallo KAI vorhandenen Bestand an beweglichen Vermögensgütern und dem tatsächlich im Rahmen der körperlichen Inventur vorgefundenen Bestand an beweglichen Vermögensgütern. Differenzen wurden vom System erfasst und von der Inventurleitung nachbereitet. Für die Aufnahmegruppen erfolgte am 05.12.2011 bzw. am 07.12.2011 eine umfassende Schulung.
Die Stabsstelle Rechnungsprüfung hat die Durchführung der Inventur in den 5 Inventurbereichen geprüft. Die Inventurrahmenpläne gingen nur von 2 Bereichen pünktlich ein, die restlichen 3 Bereiche reichten die Unterlagen bis zum Jahresende ein, so dass die Inventur planmäßig durchgeführt werden konnte. Eine Auswertung der durchgeführten Inventur fand nicht statt. Eine Regelung dazu existiert augenscheinlich nicht.
Anhand der dargestellten Sachverhalte wird deutlich, dass noch nicht in allen Bereichen der Inventur die erforderliche Bedeutung beigemessen wird. 
2. Buchführung
Obwohl ersichtlich ist, dass ein Großteil der Mitarbeiter, die mit dem Kassen-, Haushalts- bzw. Rechnungswesen befasst sind, sich mit dem Grundgedanken der Doppik arrangiert haben, musste anderseits festgestellt werden, dass das Neue Kommunale Haushalts- und Rechnungswesen im Jahr 2011 bei einer Vielzahl von Mitarbeitern noch wenig Akzeptanz fand. 
Das Verständnis für die Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchführung, insbesondere Dokumentation und Nachweisführung, bis hin zu einzelnen Rechen- und Buchungswegen muss den verantwortlichen Mitarbeitern weiterhin kontinuierlich vermittelt werden.
Die festgestellten fehlerhaft verbuchten Geschäftsvorfälle sind im Wesentlichen auf die Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen Erhaltungsaufwand und Investition zurückzuführen. Wären diese unentdeckt geblieben, hätte dies zu einem verzerrten Bild der Ertrags- und Vermögenslage geführt.
Mit der Doppikumstellung nahm eine zentral organisierte Geschäftsbuchhaltung  als ein Teil der Finanzbuchhaltung ihre Arbeit auf. Aufgrund einer internen Organisationsanweisung sind sämtliche Eingangsrechnungen – unabhängig davon, ob sie in der Poststelle oder im Sachgebiet eingehen, sofort der Geschäftsbuchhaltung zuzuleiten. Dies führt häufig zu längeren Bearbeitungszeiten aufgrund doppelter Bearbeitung. (Vorkontierung in der Geschäftsbuchhaltung, sachliche und rechnerische Richtigkeit und Anordnung durch Sachgebiets- oder  Fachbereichsleitung bzw. durch den Oberbürgermeister, z.  T. Vorlage bei der Stabsstelle Rechnungsprüfung und zurück zur Geschäftsbuchhaltung). 
Vorgenannte interne Organisationsanweisung wurde nicht nach der Allgemeinen Dienstanordnung Punkt 1.5. – Interne Dienstanweisungen erlassen und ist ohne Registriernummer des Rechtsamtes somit unwirksam.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen den gesetzlichen Vorschriften sowie weitestgehend den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung entsprechen.
3. Software

Die Stadt Naumburg ist seit 1993 Mitglied im Zweckverband Kommunale Datenverarbeitung Westsachsen (ZKDW), aus dem im Jahr 2004 durch den Zusammenschluss mit den beiden anderen in Sachsen bestehenden Zweckverbänden die „Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen“ (KISA) hervorgegangen ist. Deshalb verwendete die Stadt Naumburg bei der Doppikumstellung die durch die KISA zur Verfügung gestellten Datenverarbeitungs-verfahren, Datenübertragungsnetze und zugehörigen Serviceleistungen zur Erledigung und Vereinfachung von Verwaltungsaufgaben mit technikunterstützender Informations-verarbeitung. 
Die Stadt Naumburg nutzt somit für ihre Finanz- und Geschäftsbuchhaltung die bereits im April 2011 in Sachsen durch die SAKD zertifizierte Software SASKIA®.de-IFR kommunale Doppik. In Sachsen-Anhalt gab es zum damaligen Zeitpunkt keinen Anforderungskatalog für Fachprogramme in der öffentlichen Verwaltung. Dieser wurde durch die OKKSA e.V. erst später erarbeitet, so dass ein entsprechendes Zertifikat für Sachsen-Anhalt erst seit November 2013 vorliegt. Im Erlass des MI vom 27. Mai 2009 zur Zertifizierung von Software, § 12 Abs. 1 Nr. 1 GemKVO Doppik wurde explizit darauf hingewiesen, dass auf Grund einer in Sachsen-Anhalt fehlenden unabhängigen Prüfstelle für die Zertifizierung sich die Regelungen in § 12 Abs. 1 GemKVO Doppik lediglich auf die Anwendung zertifizierter und freigegebener Verfahren zur Softwareentwicklung im Hinblick auf allgemeine Standards wie Sicherheit und Datenschutz beziehen. 
Eine separate Anwendungsprüfung mit Testdokumentation vor Ort sowie die schriftliche Freigabe des Finanz-Programms IFR durch den Oberbürgermeister oder einer von ihm bestimmten Stelle liegen nicht vor.

Bei der Prüfung der Forderungen wurde festgestellt, dass es keine Schnittstelle vom Ordnungswidrigkeiten-Programm zum Finanzprogramm IFR gibt. Vielmehr existiert hier ein separates Konto bei der Sparkasse, alle Zahlungseingänge werden gesondert von der Finanzbuchhaltung täglich im Ordnungswidrigkeiten-Programm erfasst.
Für den Jahresabschluss wird manuell die am Jahresende bestehende Summe der Forderungen aus dem Ordnungswidrigkeiten-Programm in das Finanzprogramm IFR eingebucht. 
Die Rechnungsprüfung empfiehlt für die Zukunft, die erforderliche Schnittstelle zwischen beiden vorgenannten Programmen zu schaffen.
4. Vergaben


Ab 01.05.2011 galten die neuen DA-04/2011 – Vergabeordnung zur Regelung der Vergaben von Bauleistungen und DA-05/2011 - Vergabeordnung zur Vergabe von Lieferungen und Leistungen, die keine Bauleistungen sind. In diesen Vergabeordnungen wurde unter § 14 Punkt 3 geregelt, dass ab einem geschätzten Auftragswert von 2.500 € netto ein Vergabe-vermerk zu fertigen ist und dieser der Stabsstelle Rechnungsprüfung vor Auftragserteilung vorzulegen ist. In den bis dahin geltenden Vergabeordnungen war dieser Passus an anderer Stelle analog festgeschrieben.
Bei Vorlage der Auszahlungsanordnungen in der Rechnungsprüfung wurde in 18 Fällen fest-gestellt, dass keine Vergaben stattgefunden haben. Es handelt sich um Größenordnungen zwischen 2.520 € und 31.717 €. Die Verstöße sind in verschiedenen Sachgebieten aufgetreten.

Zur Erhöhung der Arbeitsqualität im Rahmen von Vergaben sollte künftig mehr Gebrauch von Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen gemacht werden.
5. Internes Kontrollsystem
Als Internes Kontrollsystem (IKS) bezeichnet man die Gesamtheit aller organisatorischen Maßnahmen und Regelungen, die dazu dienen, erstens die betreffende Organisation (z.B. öffentliche Verwaltung) über Regelungen/Vorgaben indirekt zu steuern und zweitens die Organisation in der Einhaltung dieser Regelungen/Vorgaben zu überwachen. 


Konkret sollen durch das Interne Kontrollsystem v. a. folgende Zwecke erfüllt werden: 

· Erkennung und Analyse von Risikobereichen

· Optimierung des Wirkungsgrades des Verwaltungshandelns (Steigerung von Effektivität und Effizienz)

· Gewährleistung der Ordnungsmäßigkeit/Verlässlichkeit des Rechnungswesens
· Sicherung des Bestandes an materiellem Vermögen sowie Knowhow der Mitarbeiter

· Sicherstellung der Einhaltung bestehender Rechtsnormen (Gesetze, Verordnungen, Satzungen etc.)

· Sicherstellung der Einhaltung der Vorgaben und Regelungen des Internen Kontrollsystems (z.B. Umsetzung des 4-Augen-Prinzips, Trennung unvereinbarer Tätigkeiten)
Festzustellen ist, dass in der Stadtverwaltung Naumburg (Saale) zahlreiche Satzungen, Verordnungen und Dienstanweisungen existieren und in regelmäßigen Abständen auch überarbeitet werden. 
Zu bemängeln ist die Einhaltung und vor allem die Kontrolle dieser Vorgaben und Regelungen durch die Vorgesetzten. Beste Beispiele dafür sind die unter E. I. 4.  genannten Vergabeverstöße.

Um weitere Anweisungen kontrollieren zu können, bedarf es zentraler Systeme, so z. B.:

· die Führung eines zentralen Vertragsregisters oder
· die zentrale Erfassung aller Bewilligungsbescheide.
Des Weiteren fehlt aus Sicht der Stabsstelle Rechnungsprüfung eine verbindliche Anweisung zum Umgang mit den Gesetzblättern. Der in der Vergangenheit (bis ca. 1999) übliche Umlauf in Papierform scheint nicht mehr zeitgemäß, allerdings fehlen Regelungen zum Umgang mit der im Intranet eingestellten Ansicht der ersten Seite des jeweiligen Bundesgesetzblattes, des Gesetz- und Verordnungsblattes LSA und des Ministerialblattes LSA.
Dieser Service wird leider zu wenig genutzt. Um Informationsdefizite und unter Umständen daraus resultierenden Schaden zu vermeiden, sollte hier dringend eine Zuständigkeit in Form einer Organisationsanweisung formuliert werden, die effektiv und kontrollierbar ist.

Das Interne Kontrollsystem ist hinsichtlich der Einhaltung der Vorgaben und Regelungen weiter zu verbessern, insbesondere ist die klare Benennung von Zuständigkeiten erforderlich.
6. Kassenprüfungen
Die nach § 40 GemKVO  Doppik jährlich durchzuführenden unvermuteten Kassenprüfungen  wurden im Zeitraum vom 19.04.2011 bis 01.07.2011 durchgeführt. Dabei handelte es ich um 35 Kassenprüfungen bei Handvorschuss- und Einnahmekassen. Nachstehende Sachverhalte waren zu beanstanden:
· In einer Einrichtung entsprach die Einnahmeliste nicht den Vorschriften der Dienstanweisung für Handvorschüsse und Einnahmekassen (DA 21A-5/2000).

· In einer Einrichtung wurde das festgelegte Limit mehrfach überschritten.
· In 11 Fällen wurden die in der o. g. Dienstanweisung vorgeschriebenen Kassenprüfungen durch den Leiter der Einrichtung nicht durchgeführt.

 7. Jahresabschluss
Am 13.04.2011 beschloss der Gemeinderat der Stadt Naumburg (Saale) die 1. Haushalts-satzung und den 1. Haushaltsplan nach dem neuen kommunalen Haushalts- und  Rechnungs-wesen des Landes Sachsen-Anhalt mit 23 Ja-, 5-Nein-Stimmen sowie 9 Enthaltungen. Das voraussichtliche Jahresergebnis betrug minus 4.775.700 €. Dieser Betrag  setzte sich im Wesentlichen aus der bilanziellen Abschreibung in Höhe von 3.181.400 € und einem tatsächlichen Mehraufwand von 1.594.300 € zusammen. Damit war der Haushaltplan unausgeglichen und es lag ein Verstoß gegen die Gemeindeordnung vor. Mit einem Finanzplanergebnis von minus 4.570.400 € war eine eigene Liquidität nicht gegeben.

Unmittelbar vor diesem Beschluss erfolgte die Verabschiedung des Haushalts-konsolidierungskonzepts 2011-2016 mit 23 Ja-, 6-Nein-Stimmen und 8 Enthaltungen. Als Eckpunkte wurden die Erhöhung der Grundsteuer B sowie der Gewerbesteuer jeweils um 20 % Punkte benannt, ebenso Minderausgaben bei Baumaßnahmen in Höhe von 621.300 € sowie die Einsparung bei Personalkosten von 100.000 € durch Stellenreduzierung.
Mit GR-Beschluss 70/11 vom 11.05.2011 wurde die Erhöhung der Grundsteuer B sowie der Gewebesteuer um 20 % Punkte beschlossen. Die Satzung trat rückwirkend zum 01.01.2011 in Kraft. Bei den Baumaßnahmen konnten die geplanten Minderungen nicht bei allen Einzelmaßnahmen erzielt werden, ebenso bei den Personalkosten. Insgesamt wurde der Haushaltsausgleich jedoch erreicht.
Der Jahresabschluss der Stadt Naumburg (Saale) für das Haushaltsjahr 2011 wurde auf der Grundlage aller unmittelbar und mittelbar für die Rechnungslegung für die Kommunen geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung aufgestellt.
Vermögens-, Ergebnis und Finanzrechnung wurden ordnungsmäßig aus der Buchführung abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz erfolgte nach dem Schema § 46 Abs. 3 und 4 GemHVO Doppik. Für die Ergebnisrechnung wurde das Muster der Anlage 13 und für die Finanzrechnung das Muster der Anlage 14 zu den §§ 43 und 44 GemHVO Doppik angewendet.
II. Prüfung der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage
1.Vermögenrechnung (Bilanz)
Die Vermögensrechnung wurde gem. § 46 Abs. 1 GemHVO Doppik in Kontoform aufge-stellt. Die Gliederung entspricht § 46 Abs. 3 GemHVO Doppik. Im Anhang sind die Vorbe-lastungen künftiger Haushaltsjahre dargestellt.

Die in der Eröffnungsbilanz angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden beibehalten und entsprechend im Anhang erläutert. Abweichungen wurden nicht festgestellt.

In der Bilanz, Aktiva unter 2.4. - liquide Mittel wurden die Positionen 2.4.1. - Sichteinlagen bei Banken und Kreditinstitutionen und 2.4.3. - Bargeld  unzulässiger Weise unter 2.4.3. - Bargeld zusammengefasst. In der nachstehenden Tabelle wurde dies korrigiert und exakt ausgewiesen.
Bilanzvergleich
	 
	AKTIVA
	Eröffnungsbilanz
01.01.2011 in €
	Anteil
	00-12/11 in € 
	Anteil
	Veränderung
 in €
	 

	1.
	Anlagevermögen
	168.380.613,94
	97,59%
	170.976.170,90
	96,59%
	2.595.556,96
	-1,0%

	1.1.
	immaterielles Anlage-
vermögen
	3.292.171,96
	1,91%
	3.246.541,77
	1,83%
	-45.630,19
	-0,08%

	1.2.
	Sachanlagevermögen
	121.986.913,05
	70,70%
	124.024.722,63
	70,06%
	2.037.809,58
	-0,64%

	1.2.1.
	unbebaute Grund-
stücke u.
grundstücksgleiche Rechte
	12.680.634,06
	 
	12.778.674,64
	 
	98.040,58
	 

	1.2.2.
	bebaute Grundstücke
und grundstücks-
gleiche Rechte
	48.056.332,04
	 
	50.557.246,94
	 
	2.500.914,90
	 

	1.2.3.
	Infrastrukturvermö-
gen
	53.565.285,15
	 
	51.718.797,73
	 
	-1.846.487,42
	 

	1.2.4.
	Bauten auf fremden 
Grund und Boden
	413.428,26
	 
	392.348,72
	 
	-21.079,54
	 

	1.2.5.
	Kunstgegenstände,
Kulturdenkmäler
	3.167.706,68
	 
	3.145.031,26
	 
	-22.675,42
	 

	1.2.6.
	Maschinen und 
technische Anlagen, Fahrzeuge
	1.100.185,02
	 
	1.008.514,28
	 
	-91.670,74
	 

	1.2.7.
	Betriebsvorrich-
tungen, Betriebs- und Geschäftsausstattung, Nutzpflanzungen und Nutztiere
	622.688,29
	 
	856.157,27
	 
	233.468,98
	 

	 
	AKTIVA
	Eröffnungsbilanz
  01.01.2011 in €
	Anteil
	00-12/11 in € 
	Anteil
	Veränderung
 in €
	 

	1.2.8.
	geleistetet Anzah-
lungen,  Anlagen
im Bau
	2.380.653,55
	 
	3.567.951,79
	 
	1.187.298,24
	 

	1.3.
	Finanzanlagever-
mögen
	43.101.528,93
	24,98%
	43.704.906,50
	24,69%
	603.377,57
	-0,29%

	1.3.1.
	Anteile an verbun-
denen Unternehmen
	34.306.549,65
	 
	34.306.549,65
	 
	0,00
	 

	1.3.2.
	Beteiligungen
	7.996.496,41
	 
	7.996.496,41
	 
	0,00
	 

	1.3.4.
	Ausleihungen
	798.482,87
	 
	1.401.860,44
	 
	603.377,57
	 

	2.
	Umlaufvermögen
	4.046.614,69
	2,35%
	5.899.303,00
	3,33%
	1.852.688,31
	0,98%

	2.1.
	Vorräte
	867.699,80
	0,50%
	634.338,34
	0,36%
	-233.361,46
	-0,14%

	2.2.
	öffentlich-rechtliche
Forderungen
	2.373.469,60
	1,38%
	2.958.832,47
	1,67%
	585.362,87
	0,29%

	2.2.1.
	öffentlich-rechtliche
Forderungen aus Dienstleistungen
	182.615,00
	 
	306.721,16
	 
	124.106,16
	 

	2.2.2.
	sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen (insbes. aus Steuern, Transferleistungen
	2.190.854,60
	 
	2.652.111,31
	 
	461.256,71
	 

	2.3.
	privatrechtliche Forderungen,  
sonstige Vermögens-gegenstände  
	543.117,09
	0,31%
	1.459.480,66
	0,82%
	916.363,57
	0,51%

	2.3.1.
	privatrechtliche Forderungen aus 
Lieferungen  und Leistungen     
	30.209,84
	 
	38.584,44
	 
	8.374,60
	 

	2.3.2.
	sonstige privat-
rechtliche Forde-
rungen 
	162.381,09
	 
	545.096,40
	 
	382.715,31
	 

	2.3.3.
	sonstige Vermögens-gegenstände
	350.526,16
	 
	875.799,82
	 
	525.273,66
	 

	2.4.
	liquide Mittel
	262.328,20
	0,15%
	846.651,53
	0,48%
	584.323,33
	0,33%

	2.4.1.
	Sichteinlagen bei
Banken und Kredit-institutionen
	257.194,04
	 
	840.840,46
	 
	583.646,42
	 

	2.4.3.
	Bargeld
	5.134,16
	 
	5.811,07
	 
	676,91
	 

	3.
	Aktive Rechnungs-
abgrenzungsposten
	104.021,17
	0,06%
	141.147,53
	0,08%
	37.126,36
	0,02%

	 
	Summe Aktiva
	172.531.249,80
	100,00%
	177.016.621,43
	100,00%
	4.485.371,63
	 


	 

	Passiva

	Eröffnungsbilanz
01.01.2011 in €

	Anteil
	00-12/11 in € 

	Anteil
	Veränderung
 in €

	
	1.

	Eigenkapital

	68.178.165,22

	39,52%

	68.573.693,83

	38,74%

	395.528,61

	-0,78%


	1.1.

	Rücklagen

	67.593.540,74

	39,18%

	67.181.680,97

	37,95%

	-411.859,77

	-1,23%


	1.1.1.

	Rücklage aus der Eröffnungsbilanz

	67.593.540,74

	 

	67.181.680,97

	 

	-411.859,77

	0,00%


	1.2.

	Sonderrücklagen

	584.624,48

	0,34%

	         424.924,48 
	0,24%

	-159.700,00

	-0,10%


	1.4.

	Jahresergebnis
(Jahresüberschuss/
Jahresfehlbetrag)

	 

	 

	967.088,38

	 

	967.088,38

	0,00%


	2.

	Sonderposten

	51.424.959,55

	29,81%

	   54.269.456,70 
	30,66%

	2.844.497,15

	0,85%


	2.1.

	Sonderposten aus Zuwendungen

	47.290.579,00

	27,41%

	50.383.003,67

	28,46%

	3.092.424,67

	1,05%


	2.2.

	Sonderposten aus 
Beiträgen

	2.504.119,13

	1,45%

	2.334.330,88

	1,32%

	-169.788,25

	-0,13%


	2.4.

	sonstige Sonderposten

	1.630.261,42

	0,94%

	1.552.122,15

	0,88%

	-78.139,27

	-0,06%


	3.

	Rückstellungen

	3.297.095,96

	1,91%

	3.237.733,07

	1,83%

	-59.362,89

	-0,08%


	3.1.

	Rückstellungen für 
Pensionen und 
Beihilfen

	40.679,00

	0,02%

	56.721,00

	0,03%

	16.042,00

	0,01%


	3.5.

	sonstige Rückstellungen

	3.256.416,96

	1,89%

	3.181.012,07

	1,80%

	-75.404,89

	-0,09%


	3.5.1.

	Verdienstzahlungen im Rahmen der ATZ, abzugeltender Urlaubsanspruch aufgrund länger-fristiger Erkrankung u. ähnlicher Maßnahmen

	3.032.028,88

	 

	2.955.723,79

	 

	-76.305,09

	
	3.5.3.

	drohende Verpflich-
tungen aus anhängigen Gerichtsverfahren

	83.909,59

	 

	1.647,38

	 

	-82.262,21

	
	3.5.5.

	sonstige Verpflich-
tungen gegenüber 
Dritten oder auf-grund von Rechts-
vorschriften

	140.478,49

	 

	223.640,90

	 

	83.162,41

	
	 

	Passiva

	Eröffnungsbilanz
01.01.2011 in €

	Anteil
	00-12/11 in € 

	Anteil
	Veränderung
 in €

	
	4. 

	Verbindlichkeiten

	48.081.006,07

	27,87%

	49.321.913,56

	27,86%

	1.240.907,49

	-0,01%


	4.2.

	Verbindlichkeiten
aus Kreditaufnah-
men für Investitio-nen und Inv.förder-maßnahmen gemäß § 41 Abs. 
4 Satz 2 GemHVO Doppik

	41.982.532,79

	24,33%

	39.111.126,99

	22,09%

	-2.871.405,80
	-2,24%


	4.3.

	Verbindlichkeiten aus Kreditauf-nahmen zur
Sicherung der Zahlungsfähigkeit

	337.764,17

	0,20%

	3.334.279,48

	1,88%

	2.996.515,31

	1,68%


	4.5.

	Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen 
und Leistungen

	333.725,78

	0,19%

	1.396.316,44

	0,79%

	1.062.590,66

	0,60%


	4.6. 

	Verbindlichkeiten aus Transferleist.
	3.306.426,43

	1,92%

	2.750.783,31

	1,55%

	-555.643,12

	-0,37%


	4.7.

	sonstige Verbind-lichkeiten

	2.120.556,90

	1,23%

	2.729.407,34

	1,54%

	608.850,44

	0,31%


	5.

	Passive Rechnungsab-grenzungsposten

	1.550.023,00

	0,90%

	1.613.824,27

	0,91%

	63.801,27

	0,01%


	 

	Summe Passiva

	172.531.249,80

	100,00%

	177.016.621,43

	100,00%

	4.485.371,63

	 


								
		Summe Aktiva

	172.531.249,80

		177.016.621,43

			
		Summe Passiva

	172.531.249,80

		177.016.621,43

			
		Saldo

	0,00

		0,00

			

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	


Um die wirtschaftliche Lage der Kommune interpretieren zu können, ist es erforderlich, bei der Analyse der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde mit Kennzahlen zu arbeiten. Mit ihrer Hilfe sollen die Datenmengen des Jahresabschlusses zu wenigen, aber aussagekräftigen Größen verdichtet werden.

Die Eigenkapitalquote I bestimmt den Grad der finanziellen Unabhängigkeit einer Kommune. Unter dem Eigenkapital wird das Kapital verstanden, für das keine unmittelbare Rückzahlungsverpflichtung besteht. Die Kennziffer der Eigenkapitalquote zur Beurteilung der Bilanz wird grundsätzlich wie folgt ermittelt:
	
	Kennzahl in %  =
	Eigenkapital
	x  100

	
	
	Gesamtkapital 
	


Obwohl die Eigenkapitalquote I wesentlich von den in der Eröffnungsbilanz zugrunde gelegten Bewertungsmethoden bestimmt ist, zeigt sich im Laufe der Wirtschaftsjahre an der Entwicklung des Eigenkapitals, ob die Kommune nachhaltig wirtschaftet oder ob sie von der Substanz lebt. Deshalb sollte diese Kennzahl von Beginn an betrachtet werden.

Die Eigenkapitalquote I für die Eröffnungsbilanz sieht folgendermaßen aus:

	
	     39,52 %  =
	68.178.165,22
	x  100

	
	
	172.531.249,80
	



Für 2011 stellt sie sich wie folgt dar:
	
	      38,74 %  =
	68.573.693,83 €
	x  100

	
	
	177.016.621,43 €
	


Je höher die Eigenkapitalquote I der Kommune ist, desto unabhängiger ist sie von Fremdkapitalgebern.

Die Eigenkapitalquote II bezieht neben dem Eigenkapital auch die Sonderposten aus den Zuwendungen und Beiträgen mit ein, da es sich faktisch um „wirtschaftliches Eigenkapital“ handelt. Diese Kennziffer wird wie folgt ermittelt:

	
	Kennzahl in %  =
	Eigenkapital + Sonderposten Zuwendungen/Beiträge 
	x  100

	
	
	Gesamtkapital 
	


	
	68,52 %            =
	68.573.693,83 + 52.717.334,55
	x  100

	
	
	177.016.621,43
	


Die Eigenkapitalquote II hängt ebenfalls wesentlich von den in der Eröffnungsbilanz zugrunde gelegten Bewertungsmethoden ab, kann 
aber ebenso ein wichtiger Bonitäts-indikator bei den Kommunen sein.
Die Kennzahl des Anlagendeckungsgrades I zeigt an, inwieweit das Anlagevermögen über das Eigenkapital finanziert wird. Somit können die Kapitalverwendung der Kommune analysiert und finanzielle Risiken bewertet werden.

	
	Kennzahl in % =
	Eigenkapital
	x  100

	
	
	Anlagevermögen
	


	
	   40,11 %        =   
	68.573.693,83 €        
	x  100

	
	
	170.976.170,90 €
	


Je höher der Deckungsgrad desto solider ist die Finanzierung.
Bei der Kennziffer des Anlagendeckungsgrades II  auch als „Goldene Bilanzregel“ bezeichnet, wird im Unterschied zum Deckungsgrad I beim wirtschaftlichen Eigenkapital das langfristige Fremdkapital hinzugerechnet (Fremdkapital, bei dem die Restlaufzeit mehr als 5 Jahre beträgt - Anlage 3 JA). Diese Kennziffer wird wie folgt ermittelt:

	
	Kennzahl in % =
	Eigenkapital + Sonderposten Zuwendungen/ Beiträge+ langfristiges Fremdkapital 
	x  100

	
	
	Anlagevermögen
	


	
	80,83 % = 
	68.573.693,83 € +  52.717334,55 € + 16.909.100,75 €
	x  100

	
	
	170.976.170,90 €
	


Der Anlagendeckungsgrad II sollte bei Kommunen mindestens 100 % betragen, da das langfristig nutzbare Vermögen der Gemeinde auch langfristig finanziert werden soll.
2. Ertragslage
Zur  Verdeutlichung der Ertragslage wird nachfolgend die Ergebnisrechnung 2011 dem Ergebnis des Vorjahres gegenübergestellt.

	 
	Ertrags- und Aufwandsarten
	Ergebnis des Vorjahres in €
	Ergebnis 2011
 in €
	Differenz
 in €

	1.
	Steuern und ähnliche Abgaben
	12.802.639,34
	13.955.015,38
	1.152.376,04

	2.
	 +  Zuwendungen
	21.459.211,25
	21.603.133,79
	143.922,54

	3.
	 +  sonstige Transferaufwendungen
	1.479.079,95
	1.650.071,76
	170.991,81

	4.
	 +  öffentlich-rechtliche Leistungs-
     entgelte
	2.102.427,61
	2.422.541,21
	320.113,60

	5.
	 +  privatrechtliche  Leistungsentgelte
	1.884.952,14
	1.973.277,28
	88.325,14

	6.
	 +  sonstige ordentliche Erträge
	2.158.328,43
	6.020.033,52
	3.861.705,09

	7.
	 +  Finanzerträge
	512.975,23
	520.225,14
	7.249,91

	8.
	 +  aktivierte Eigenleistungen,   
      Bestandsveränderungen
	0,00
	2.811,00
	2.811,00

	9.
	 = ordentliche Erträge
	42.399.613,95
	48.147.109,08
	5.747.495,13

	10.
	Personalaufwendungen
	15.120.110,85
	15.492.139,45
	372.028,60

	11.
	 +  Versorgungsaufwendungen
	0,00
	16.042,00
	16.042,00

	12.
	 +  Aufwendungen für Sach- und 
     Diensleistungen
	4.560.743,64
	6.100.470,22
	1.539.726,58

	13.
	 +  Transferaufwendungen
	15.248.645,89
	16.167.905,54
	919.259,65

	14.
	 +  sonstige ordentliche Aufwendungen
	2.172.535,52
	3.476.523,13
	1.303.987,61

	 
	Ertrags- und Aufwandsarten
	Ergebnis des Vorjahres in €
	Ergebnis 2011
 in €
	Differenz
 in €

	15.
	 +  Zinsen und sonstige Finanzauf-
     wendungen
	1.985.194,98
	1.769.736,59
	-215.458,39

	16.
	 +  bilanzielle Abschreibungen
	91.283,21
	4.185.550,68
	4.094.267,47

	17.
	 =  ordentliche Aufwendungen
	39.178.514,09
	47.208.367,61
	8.029.853,52

	18.
	 =  ordentliches Ergebnis
	3.221.099,86
	938.741,47
	-2.282.358,39

	19.
	 +  außerordentliche Erträge
	0,00
	118.222,73
	118.222,73

	20.
	 +  außerordentliche Aufwendungen
	0,00
	89.875,82
	89.875,82

	21.
	 =  außerordentliches Ergebnis
	0,00
	28.346,91
	28.346,91

	22.
	 =  Jahresergebnis
	3.221.099,86
	967.088,38
	-2.254.011,48


Im NKHR LSA wird anstelle von der Gewinn- und Verlustrechnung des HGB von der Ergebnisrechnung gesprochen, um damit der nicht gewinnorientierten Zielsetzung bei der Wahrnehmung kommunaler Aufgaben gerecht zu werden. Die Ergebnisrechnung bildet die Ressourcenentstehung (Ertrag) und den Ressourcenverbrauch (Aufwand) einer Periode (Haushaltsjahr) ab.
Die Ergebnisrechnung ist gem. § 108 Abs. 2 Nr. 1 GO LSA als Bestandteil des Jahresabschlusses aufgestellt; Form und Inhalt finden nach § 43 GemHVO Doppik Anwendung.

Die vorliegende Ergebnisrechnung ist in Staffelform aufgestellt, zu unterscheiden sind das ordentliche Ergebnis und das außerordentliche Ergebnis
Mehrerträge zum Vorjahr ergaben sich insbesondere bei:

· Konzessionsabgabe (+ 315 TEUR)

· Verwarn- und Bußgeldern (+ 488 TEUR)

· den Erträgen aus Grundstücksverkäufen (+ 114 TEUR)

· den Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten (+2.478 TEUR)

· den Erträgen aus Wertberichtigungen und der Auflösung von Rechnungs-abgrenzungsposten (+ 393 TEUR)

Mehraufwendungen beim sonstigen ordentlichen Ergebnis in Höhe von 1.304 TEUR  beruhen vor allem auf:

· sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen (+ 117 TEUR)

· Kostenerstattungen für die Aufwendungen Dritter (+400 TEUR)

· Wertminderungen bei Vermögensgegenständen (+650 TEUR)
· Rückzahlung von Fördermitteln (+ 37 TEUR)

· Geschäftsaufwendungen (+30 TEUR)

· Weitere sonstige Aufwendungen (+80 TEUR)

3. Finanzlage
Zur Verdeutlichung der Finanzlage wird nachfolgend die Finanzrechnung 2011 dem Ergebnis des Vorjahres gegenübergestellt.
	 
	Ein- und Auszahlungsarten
	Ergebnis des Vorjahres in €
	Ergebnis 2011
 in €
	Differenz
 in €

	1.
	     Steuern und ähnliche Abgaben
	12.802.639,34
	13.989.048,80
	1.186.409,46

	2.
	 +  Zuwendungen und allgemeine 
     Umlagen
	21.459.211,25
	20.225.638,13
	-1.233.573,12

	3.
	 +  sonstige Transfereinzahlungen
	1.479.079,95
	292.765,60
	-1.186.314,35

	4.
	 +  öffentlich-rechtliche Leistungs-
     entgelte
	2.102.427,61
	2.413.966,68
	311.539,07

	5.
	 +  privatrechtliche  Leistungsentgelte 
     Kostenerstattungen, Kostenumlagen
	1.884.952,14
	1.777.637,59
	-107.314,55

	6.
	 +  sonstige Einzahlungen
	2.158.328,43
	16.932.661,86
	14.774.333,43

	7.
	 +  Zinsen und ähnliche Einzahlungen
	512.975,23
	487.311,70
	-25.663,53

	8.
	 =  Einzahlungen aus laufender 
      Verwaltungstätigkeit     
	42.399.613,95
	56.119.030,36
	13.719.416,41

	9.
	      Personalauszahlungen
	15.120.110,85
	15.300.714,80
	180.603,95

	10.
	 +  Versorgungsauszahlungen
	0,00
	0,00
	0,00

	11.
	 +  Auszahlungen für Sach- und Dienst-
     leistungen
	4.560.743,64
	5.697.323,01
	1.136.579,37

	12.
	 +  Transferauszahlungen
	15.248.645,89
	15.066.610,75
	-182.035,14

	13.
	 +  sonstige Auszahlungen
	2.172.535,52
	17.170.472,26
	14.997.936,74

	14.
	 +  Zinsen und ähnliche Auszahlungen
	1.985.194,98
	1.914.498,72
	-70.696,26

	15.
	  =  Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit
	39.087.230,88
	55.149.619,54
	16.062.388,66

	16.
	  =  Saldo aus laufender Verwaltungs-
      tätigkeit
	3.312.383,07
	969.410,82
	-2.342.972,25

	17.
	 +  Einzahlungen aus Investitions-
     zuwendungen und - beiträgen
	9.566.229,32
	5.738.109,29
	-3.828.120,03

	18.
	 +  Einzahlung aus  der Veränderung 
     des Anlagevermögens
	0,00
	136.033,72
	136.033,72

	19.
	 =  Einzahlungen aus Investitions-
     tätigkeit
	9.566.229,32
	5.874.143,01
	-3.692.086,31

	20.
	     Auszahlungen für eigene 
     Investitionen
	8.862.021,71
	5.711.213,07
	-3.150.808,64

	21.
	  +  Auszahlungen von Zuwendungen 
      für Investitionsförderungs-
      maßnahmen
	0,00
	516.885,54
	516.885,54

	22.
	 =  Auszahlungen aus Investitions-
     tätigkeit
	8.862.021,71
	6.228.098,61
	-2.633.923,10

	23.
	 =  Saldo aus Investitionstätigkeit
	704.207,61
	-353.955,60
	-1.058.163,21

	24.
	 =  Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag
	4.016.590,68
	615.455,22
	-3.401.135,46

	 
	Ein- und Auszahlungsarten
	Ergebnis des Vorjahres in €
	Ergebnis 2011
 in €
	Differenz
 in €

	25.
	     Einzahlungen aus der Aufnahme von
     Krediten für Investitionen und 
     Investitionsförderungsmaßnahmen
     sonstige  Einzahlungen aus Finan-
     zierungstätigkeit
	0,00
	594.480,12
	594.480,12

	26.
	 -  Auszahlungen für die Tilgung von
     Krediten für Investitionen und 
     Investitionsförderungsmaßnahmen,
     sonstige Auszahlungen aus 
     Finanzierungstätigkeit
	2.508.506,68
	3.465.885,92
	957.379,24

	27.
	 +  Einzahlungen aus der Aufnahme von
      Liquiditätskrediten
	0,00
	3.258.579,48
	3.258.579,48

	28.
	 -  Auszahlungen für die Tilgung von
     Liquiditätskrediten 
	0,00
	262.064,17
	262.064,17

	29.
	 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit
	-2.508.506,68
	125.109,51
	2.633.616,19

	30.
	    Einzahlung aus der Auflösung von
    Liquiditätsreserven
	0,00
	0,00
	0,00

	31.
	 -  Auszahlungen an  Liquiditäts-
     reserven
	0,00
	0,00
	0,00

	32.
	 =  Saldo aus der Inanspruchnahme       

     von Liquiditätsreserven
	0,00
	0,00
	0,00

	33.
	 =  Summe aus den Salden der Finan-
     zierungstätigkeit und der Inan- 

     spruchnahme von Liquiditäts-

     reserven
	-2.508.506,68
	125.109,51
	2.633.616,19

	34.
	 = Summe aus dem Finanzmittelüber-
    schuss/-fehlbetrag und aus den Sal-
    den der Finanzierungstätigkeit und
    der Inanspruchnahme von Liquidi-
    tätsreserven
	1.508.084,00
	740.564,73
	-767.519,27

	35.
	 +  Einzahlungen fremder Finanzmittel
	0,00
	436.125,08
	436.125,08

	36.
	 -  Auszahlungen fremder Finanzmittel
	0,00
	592.366,48
	592.366,48

	37.
	 +  Bestand an Finanzmitteln am Anfang
     des HH-Jahres
	0,00
	262.328,20
	262.328,20

	38.
	 = Bestand an Finanzmitteln am Ende
     des HH-Jahres
	1.508.084,00
	846.651,53
	-661.432,47


Liquidität
Als Liquidität wird die Zahlungsfähigkeit der Kommune bezeichnet, jederzeit den Zahlungsverkehr nachkommen zu können. Diese Zahlungsfähigkeit lässt sich aus dem Verhältnis der flüssigen, liquiden Mittel zu den fälligen Verbindlichkeiten ermitteln. Der Aussagegehalt wird dadurch eingeschränkt, dass es sich nur um eine punktuelle Liquidität aufgrund der Verhältnisse am Abschlusstag handelt. Bei der Kennziffer der Liquidität 1. Grades auch als Barliquidität bezeichnet, werden die liquiden Mittel den kurzfristigen Verbindlichkeiten (Anlage 3 JA) gegenübergestellt:
	
	Kennzahl in % =
	Liquide Mittel
	x  100

	
	
	Kurzfristige Verbindlichkeiten
	


	
	4,65 %              =
	846.651,53 €
	x  100

	
	
	18.196.377,81 €
	


Bei der Liquidität 2. Grades, die auch als einzugsbedingte oder kurzfristige Liquidität bezeichnet wird, werden die liquiden Mittel um kurzfristige Forderungen ergänzt. Kurzfristige Forderungen sind solche mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr (Anlage 2 JA).
	
	Kennzahl in %  =            
	Liquide Mittel + kurzfristige Forderungen
	x  100

	
	
	Kurzfristige Verbindlichkeiten
	


	
	28,53 %            =
	846.651,53 € + 4.344.622,74 €
	x  100

	
	
	18.196.377,81 € 
	


Problematisch ist auch die Aussagekraft der Kennzahl der Liquidität 2. Grades, weil die Bilanzahlen nichts über die unterjährige Fälligkeit der kurzfristigen Forderungen und Verbindlichkeiten aussagen. Daher kann diese Kennziffer nur das durchschnittliche Deckungsverhältnis angeben.
Eine niedrige Kennzahl der Liquiditätsgrade 1 und 2 kann bedeuten, dass zur Finanzierung teure Kassenkredite aufgenommen werden müssen.

Prüfung der Teilrechnungen

 Gemäß § 4 GemHVO Doppik wurden Teilergebnisrechnungen und Teilfinanzrechnungen aufgestellt. Diese wurden im Rahmen der Jahresabschlussprüfung auf Vollständigkeit und Richtigkeit geprüft. Der nach § 45 Abs. 1 i. V. m. § 43 Abs. 2 GemHVO Doppik vorge-schriebene Plan-Ist-Vergleich wurde durchgeführt.
F. Prüfung des Anhangs
Nach § 47 GemHVO Doppik sind im Anhang über die in § 108 Abs. 4 GO LSA festgelegten Anlagen zum Jahresabschluss hinaus, weitere folgende Erläuterungen zu geben:

1. die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden,
2. Abweichungen von den bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden mit einer Begründung; die sich dadurch ergebenden Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sind gesondert darzustellen,

3. Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstellungskosten,

4. Haftungsverhältnisse die nicht in der Bilanz ausgewiesen sind,

5. Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können,

6. in welchen Fällen aus welchen Gründen die lineare Abschreibungsmethode nicht angewendet wird,

7. Veränderungen der ursprünglich angenommenen Nutzungsdauer von Vermögens-gegenständen,

8. Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften und

9. die durchschnittliche Zahl der während des Haushaltsjahres beschäftigten Beamten und Arbeitnehmer.

Die geforderten Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden (1.) erfolgten sehr ausführlich und verständlich. Eine stichprobenweise Prüfung der ausgewiesenen Beträge erfolgte, zum Teil schon 2014.

Des Weiteren wurden ausführliche Erläuterungen zur Ergebnis-, Finanz- und Vermögensrechnung gegeben. 
Zu den Punkten 2., 3., 5., 6., 7., und 8. sind keine entsprechenden Sachverhalte zu verzeichnen. 
Zu den Haftungsverhältnissen (4.) wurde in einer Übersicht das jeweilige Kreditinstitut, der Begünstigte (GWG bzw. TWN) sowie der Bestand zum 31.12.2011 dargestellt mit insgesamt 14.350,25 €.
 Im Haushaltsjahr 2011 waren durchschnittlich 37,66 Beamtinnen und Beamte und 364,50 Arbeitnehmer (9.)  beschäftigt.
G. Anlagen des Jahresabschlusses

a) Anlagenübersicht (Anlage 1 Jahresabschluss - JA)
Die in der Anlagenbuchhaltung vorzunehmenden Buchungen (Aktivierungen, Umbuchungen, Abgänge, Zuschreibungen, Abschreibungen, Passivierungen, Rückzahlungen, Rückauflösun-gen und Sonderauflösungen wurden  zwischen dem 08.05.2014 und dem 15.08.2014 geprüft.
Nach § 49 Abs. 1 GemHVO Doppik sind in der Anlagenübersicht der Stand des Anlagevermögens zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres, die Zu- und Abgänge sowie die Zuschreibungen und Abschreibungen darzustellen. Die Anlagenübersicht ist entsprechend § 46 Abs. 3 Nr. 1 GemHVO Doppik zu gliedern. Diese Gliederung wurde eingehalten. Des Weiteren wurden mit dem Runderlass des Ministeriums des Innern des LSA vom 01.07.2011 (MBl. Nr. 27/2011) verbindliche Muster bekanntgegeben. Unter diesen verbindlichen  Mustern befindet sich die Anlage 18. Es ist das gesetzliche Muster verwendet worden.
Unwesentliche Abweichungen wurden durch die Anlagenbuchhaltung korrigiert, wesentliche Abweichungen wurden nicht festgestellt. 
b) Forderungsübersicht (Anlage 2 JA)
In der Forderungsübersicht sind gemäß § 49 Abs. 2 GemHVO Doppik die Forderungen der Gemeinde nachzuweisen. Anzugeben sind der Gesamtbetrag zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres sowie die Restlaufzeit, unterteilt in Laufzeiten bis zu einem Jahr, von einem bis zu fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren. Die Forderungsübersicht ist mindestens entsprechend § 46 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b und c GemHVO Doppik zu gliedern.

Mit dem Runderlass des Ministeriums des Innern des LSA vom 01.07.2011 (MBl. Nr. 27/2011) wurden verbindliche Muster bekanntgegeben. Unter diesen verbindlichen  Mustern befindet sich die Anlage 19. Es ist das gesetzliche Muster verwendet worden.
Die Dienstanweisung DA-2/2008 regelt Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen der Stadt Naumburg (Saale).
Forderungen unterteilen sich in öffentlich – rechtliche Forderungen und privatrechtliche Forderungen, sonstige Vermögensgegenstände. Forderungen sind zum Zeitpunkt ihrer Entstehung zu bilanzieren.

Dem Grundsatz der Einzelwertberichtigung wurde entsprochen, indem die Forderungen hinsichtlich ihrer Risiken und somit ihrer Werthaltigkeit  bewertet wurden. Der Hauptausschuss beschloss am 04.07.2011 einstimmig die Niederschlagung in Höhe von 43.365,58 €. Hierbei handelte es sich um Forderungen aus Gewerbesteuer und Straßenausbaubeiträgen. Des Weiteren erfolgten durch den Oberbürgermeister und den Leiter des Fachbereichs I am 31.07.2011 befristete Niederschlagungen in Höhe von 14.428,29 € und unbefristete Niederschlagungen in Höhe von 99.831,27 €.
Die Jahresabschlussarbeiten für die pauschale Wertberichtigung erfolgten Anfang 2015. Die Forderungen wurden nach dem Alter ihrer Fälligkeiten pauschal wertberichtigt. Dabei wurden die Zahlungen per 31.12.2014 zugrunde gelegt. Hieraus wurde die prozentuale Pauschalwertberichtigung wie folgt ermittelt:
· Forderungen mit Fälligkeit bis 31.12.2009


Wertberichtigung
45 %

· Forderungen mit Fälligkeit in 2010



Wertberichtigung
45 %

· Forderungen mit Fälligkeit in 2011



Wertberichtigung
  8 %

· Forderungen mit Fälligkeit nach dem 31.12.2011

volle Wertigkeit

Von den verbleibenden Forderungen, deren Fälligkeit nach dem 31.12.2011 lag, wurde eine Pauschalwertberichtigung von 3 % gebucht. Dieser Abschlag soll Ausfallwagnisse wie z. B. Zinsverluste, Mahn- und Prozesskosten ausgleichen. Hier wurde die Empfehlung der Hochschule Harz angenommen.
c) Verbindlichkeitenübersicht (Anlage 3 JA) 

In der Verbindlichkeitenübersicht werden die Verbindlichkeiten der Kommune nachgewiesen. Es wird der Gesamtbetrag zu Beginn und am Ende des Haushaltsjahres, gegliedert in Betragsraten mit Restlaufzeiten bis zu einem Jahr, von über einem bis zu fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren, angegeben. Die Gliederung der Verbindlichkeitenübersicht (s. verbindliches Muster 20) richtet sich nach der Vermögensrechnung (Bilanz, § 46 Abs. 4 GemHVO).
Es wurde geprüft, ob die in der Verbindlichkeitenübersicht enthaltenen Angaben belegt und stimmig sind. Sie stimmten mit den Angaben der Vermögensrechnung - Konten der Kontenbereiche 30-37 des Kontenrahmenplanes -  überein.
Auffällig ist die Zunahme von Liquiditätskrediten um 2.996.515,31 € gegenüber dem Vorjahr.
d) Übersicht über zu übertragende Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen (Anlage 4 JA)
Es kann bestätigt werden, dass für die in das folgende Haushaltsjahr übertragenen Ermächtigungen nach § 49 Abs. 4 GemHVO Doppik die entsprechenden Voraussetzungen der Übertragbarkeit gem. § 20 Abs. 2 GemHVO Doppik vorlagen.
Die geforderte Übersicht gibt Auskunft zum Stand der zu übertragenen Mittel. Die Ermächtigungen wurden gemäß § 34 Abs. 2 GemKVO Doppik in die Bücher des Folgejahres übernommen. Insgesamt betrugen die Auszahlungsermächtigungen 3.529.419,95 €, davon 605.911,48 € aus laufender Verwaltungstätigkeit und 2.923.508,47 € aus Investitionstätigkeit.
e) Übersicht über die zu übertragenden Verpflichtungsermächtigungen per 31.12.2011 (Anlage 5 JA)
Verpflichtungsermächtigungen sind in den Teilfinanzplänen maßnahmenbezogen zu veranschlagen. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren erforderlich ist, ist in der Haushaltssatzung festzusetzen. Dieser Gesamtbetrag wurde für das Haushaltsjahr 2011 auf 11.622.300 € festgesetzt und eingehalten. Die Verpflichtungsermächtigungen betrafen nur den Teilhaushalt 2 – Stadtentwicklung und Bau. 

f) Übersicht über Rückstellungen (Anlage 6 JA)
Rückstellungen werden gebildet, wenn eine Verpflichtung zur Zahlung dem Grunde nach besteht oder zumindest überwiegend wahrscheinlich ist, die Höhe und/oder der Zeitpunkt der Zahlungsverpflichtung aber noch ungewiss ist. Rückstellungen werden auch als ungewisse Verbindlichkeiten oder Schulden bezeichnet, sie sind damit Teil des Fremdkapitals und stellen eine Ergänzung zu den Verbindlichkeiten dar.
Der Übersicht ist zu entnehmen, dass die Zuführungen zur Rückstellung für Verpflichtungen aus Altersteilzeitverhältnissen mit 547.734,04 € den größten Anteil beanspruchen. Für das Leistungsorientierte Entgelt erfolgte eine Zuführung in Höhe von 89.995,00 €. Im Haushaltsjahr 2011 waren keine Gerichtsverfahren anhängig.
Die Übersicht enthält zusätzlich Informationen zum Stand der Eröffnungsbilanz am 01.01.2011, zum Verbrauch, zur Auflösung und zum Stand am 31.12.2011.
H. Bestätigungsvermerk
Die Stabsstelle Rechnungsprüfung bestätigt, dass der Jahresabschluss 2011 der Stadt Naumburg (Saale) nach pflichtgemäßer Prüfung den gesetzlichen Vorschriften entspricht und unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Kommune vermittelt.
Naumburg, den 12.08.2016

Schröder

Leiterin Stabsstelle Rechnungsprüfung
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